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Themen-Chronologie der Ereignisse
1. Initiative bricht Verfassung, (freie

Religionsausübung, öffentliche Ruhe,
Föderalismus

2. Dominanz von Tamedia (Online-
Portale), SF, Telezueri –
Aufmerksamkeitsdynamik der 10
Wochen vor der Abstimmung

3. Akteursresonanz ¾ der Akteure aus
dem Befürworterlager



Themen-Chronologie der Ereignisse
1. Macht der Bilder, Symbolik, Medien-

Demoskopiedemokratie
2. Argumentationsmuster diametral: Die

Gegner und Befürworter redeten über
völlig unterschiedliche Themen

3. Abgestimmt wurde über den
Islamismus und nicht über die Intiative

4. Prominenz, Skandalisierung entschied
über Kompetenz und Rechtsstaat



Arena: Minarett-Verbot 6.3.2009
Sollen Minarette verboten werden? Nein, findet der
Nationalrat mit grosser Mehrheit. Doch das Stimmvolk
soll über die Initiative befinden.
Die Türme seien eine Machtdemonstration des Islam
und hätten in der Schweiz nichts zu suchen, meinen die
Initianten. Falsch, kontern die Gegner, wie der Turm
zur Kirche, so gehöre auch das Minarett zur Moschee.
Es sei nichts anderes als ein religiöses Symbol.
Geht es tatsächlich um ein Bauwerk oder wird hier eine
religiöse Minderheit der Schweiz unfair angegriffen?
Saida Keller-Messahli, Ulrich Schlüer, Reto
Wehrli
Muslimin gegen gewählte Politiker? Logik der
Gäste?



NZZ: 5.6.2009:
Erdrückendes Nein zur Minarett-Initiative. Der
Ständerat hat am Freitag das Volksbegehren für
gültig erklärt, empfiehlt es aber vehement zur
Ablehnung und folgt damit Bundesrat und
Nationalrat. Antrag Theo Maissen, CVP
Graubünden, die Initiative für ungültig erklären
zu wollen, wird abgeschmettert.
Theo Maissen kommt in den folgenden Debatten kaum
mehr zu Wort.



24. 9. 2009 Frank Bodin



Arena: 9.10.2009
Minarettplakat: Freie Meinung oder Rassismus?
Städte und Medien verbieten das Anti-Minarett-Plakat: Für
die einen ein Fall von Zensur, für die anderen konsequentes
Handeln gegen Rassismus. Wer hat Recht? Gefährdet das
Plakat ein friedliches Zusammenleben von Christentum und
Islam? Und: Wo stösst die freie Meinungsäusserung an ihre
Grenzen?

Christoph Blocher, Kurt Imhof, Georg Kreis
Experten gegen Politiker?



Publizität des
Kampagnensujets der
letzen 3 Tage erlaubte
einen Werbewert von
mehreren 100‘000 von
Franken.



CLUB
27.10.2009: Minarett-Streit - sozialer Friede in Gefahr?
Abgestimmt wird über ein Bauverbot von Minaretten, gestritten jedoch über die
Islamisierung der Schweiz. Warum können die muslimischen Gebetstürme, von denen
bisher vier in der Schweiz stehen, eine solche Polemik auslösen, so viele Ängste
schüren und die Schweiz in zwei Lager spalten?

Unter der Leitung von Christine Maier diskutieren im «Club» Gegner und Befürworter
der «Volksinitiative Gegen den Bau von Minaretten».

Lukas Reimann, Mitinitiant «Gegen den Bau von Minaretten», Nationalrat SVP/SG
Amira Hafner Al-Jabaji, Islamwissenschaftlerin
Christian Waber, Initiativkomitee «Gegen den Bau von Minaretten»
Frank Bodin, CEO Werbeagentur «Euro RSCG», Werber des Jahres 2009
Heinz Gstrein, Orientalist, ehem. Nahostkorrespondent für NZZ und Schweizer Radio
Adel Abdel-Latif, Arzt, ehem. Mr. Schweiz

Experten gegen Politiker?



6.11.2009
Abstimmungs-Arena zur Minarett-Initiative
Das Minarett – ein Symbol des islamischen Machtanspruchs
oder Teil der Religionsfreiheit? Die Initianten wollen
Minarette verbieten. Sie reden von einem Zeichen gegen die
schleichende Islamisierung der Schweiz. Bedroht der Islam
die hiesige Kultur und Demokratie? Gibt es in der Schweiz
überhaupt einen radikalen Islam oder ist die muslimische
Gemeinschaft bestens integriert? Steht bei einem
Minarettverbot der religiöse Frieden auf dem Spiel oder gar
der Ruf der Schweiz in der arabischen Welt?
Bundesrätin E. Widmer-Schlumpf, Oskar Freysinger,
Christian Waber
Einzelne Bundesrätin gegen Parlamentarier?



Fehleinschätzung der Politologen/Medien
„Die missionarischen Gegner, die mit fast schon
heiligem Eifer antreten, leiten weiter Wasser auf
die Mühlen der Befürworter. Sie täten gut daran,
ewas gelassener zu werden, ohne aber arrogant
und überheblich zu wirken. Wenn die Emotionen
hochgehen, reagiert man besser betont sachlich
und ruhig. www.wahlkampfblog.ch
„Plakat: Es stellt zwar Waffen bereit, aber es fehlt
ihnen die Munition. Das merkt eine Mehrheit der
Schweizerinnen und Schweizer. Nüchtern wie wir
nun mal sind, werden wir bald einmal nach der
Substanz der Initiative suchen – und nichts
finden.“



Umfrage-Chronologie

7.10.2009:
Mehrheit lehnt Minarett-Initiative ab: 35% dafür
51 % dagegen. Isopublic Tamedia – Online
Umfrage. Mehrheiten gibt es nur an der Basis
der SVP

Reformierte Kirche (auch Isopublic) zeigte 37 %
Ja und 49% Nein.

GFS: 18.10.2009:37% Ja, 53% Nein



9.10.2009, Stämpfli-Kolumne zur Initiative:

„Es ist schleierhaft, weshalb die Bundeskanzlei einen derartigen
Initiativtext zugelassen hat. Viel Schlamassel, viel Aufregung, viele
Probleme, viele Verletzungen auf allen Seiten hätten dadurch vermieden
werden können.
Hätte die schweizerische Elite in den Universitäten, in den
Regierungsämtern sowie in den Parlamenten etwas mehr Unrechts- und
Rechtsbewusstsein und ein Sensorium dafür, dass eine Demokratie nicht
nur auf einer Mehrheit, sondern auch auf dem Rechtsstaat und dem
Föderalismus gründet, wären schwarze Schafe, braune Hände auf
Schweizerpässen und nun auch Minarett-Raketen undenkbar,
mehrheitlich inakzeptabel und schliesslich lächerlich.... Doch solange
sogar auf universitärer Ebene nicht über das Verhältnis von Demokratie,
Meinungsäusserungsfreiheit sowie verfassungsrechtlichen und
internationalen Verpflichtungen nachgedacht wird, werden solche
Initiativen nicht nur zugelassen, sondern mit einigen Chancen eventuell
sogar angenommen.“



18.11.2009: Julia Onken lanciert ihren
Appell zum Ja zur Initiative

22.11.2009: Ursula Fraefel, Chefredaktorin
ThurgauerZeitung schreibt einen offenen
Brief







«Times»: «Populistische Gefahr für Demokratie»
Die britsche «Times» verurteilt das Votum der Schweizer
Bevölkerung mit klaren Worten: «Das Minarettverbot ist
komplett gegen die Natur einer säkularen, konstitutionellen
Demokratie». Das Verbot sollte so schnell wie möglich wieder
aufgehoben werden, denn die Schweizer Demokratie sei in
Gefahr – von Seite der Populisten. Entgegen des Charakter von
Volksinitiativen, den Ausgleich zu suchen, wolle die
Minarettinitiative die Diskriminierung einer Minderheit. «Ein
perverses Votum», so die «Times». «Im Glauben, die
Gesellschaft gegen religiöse Intoleranz zu verteidigen, haben die
Wähler selber für Intoleranz gestimmt. Das ist mehr als ein
Paradox, es ist Verleumdung».





«Rz»: «Intoleranten muslimischen Ländern gleich»
Auch die polnische Tageszeitung «Rzeczpospolita» glaubt, dass
ein Verbot nicht der richtige Weg ist, um die Islamdebatte zu
führen. «Die Regierung sollte sich bewusst werden, dass die
Schwierigkeiten bei der Integration von Muslimen das grösste
gesellschaftliche Problem Europas geworden sind. Leider konnten
die Schweizer dieses Signal nur über eine Initiative geben – mit
dem Effekt, dass das Verbot nun im Stile intoleranter
muslimischer Länder daherkommt, wo man sich nicht mit Bibel
und Kreuz zeigen darf».





«WSJ»: «Verbot mildert Ängste nicht»
Etwas weniger streng ins Gericht mit der Schweiz geht das «Wall
Street Journal». «Das Votum ist ein milderer Ausdruck des Protests»,
heisst es. Zwar sei der Bau von Minaretten verboten, doch sei niemand
in seiner Religionsausübung tangiert, neue Moscheen könnten
weiterhin gebaut werden. Die Wähler hätten schlicht ihre Ängste vor
dem Islam manifestieren wollen – zu Recht: «Die Verbindung
zwischen radikalem Islamisten und Terroranschlägen ist nicht zu
leugnen. Auch sollte man die Augen nicht vor der Tatsache
verschliessen, dass viele Muslime in Europa die Normen ihrer
Wohnländer missachteten.» Das «Wall Street Journal» betont
allerdings, dass mit einem Verbot diese Ängste nicht gemildert würden,
wenn die Minarette einfach aus den Augen, aus dem Sinn wären. Dies
sei ein Ausdruck von politischer Korrektheit und Feigheit.





«The NY Times»: «Eine grosse
Peinlichkeit»
Die «The New York Times»
spricht von einem überraschenden
Rechtsrutsch, der die Schweiz in
eine schwierige Position bringen
könnte. Gerade für die
ökonomischen Beziehungen mit
muslimischen Staaten dürfte dieses
Resultat nicht förderlich sein. Das
Ja sei eine «grosse Peinlichkeit für
die neutrale Schweiz», zumal die
Regierung zuvor noch ausdrücklich
zu einer Ablehnung der Intitiative
empfohlen hatte.





Spiegel Online»: «Ein aussenpolitisches Problem»
Kaum zeichnete sich eine Annahme der Anti-Minarett-Initiative ab,
berichteten auch schon ausländische Online-Dienste über die Sensation
an Schweizer Urnen. «Spiegel Online» schreibt: «Sollten sich die
Befürworter des Minarettverbots durchsetzen, dürfte der Schweiz ein
aussenpolitisches Problem ins Haus stehen, das die international
orientierte Wirtschaft zu belasten droht. Erst vor wenigen Monaten
wurde der Steuerstreit mit den USA beigelegt. Noch nicht
ausgestanden ist dagegen eine Auseinandersetzung mit Libyen um zwei
Schweizer, die dort festgehalten werden, nachdem Sohn und
Schwiegertochter des libyschen Staatschefs Muammar al-Gaddafi vor
einiger Zeit in Genf vorübergehend festgenommen worden waren.»





«Focus Online»: «Zuletzt noch
Boden gutgemacht»
Focus.de schreibt: «Die Regierung
in Bern hatte den
Stimmberechtigten empfohlen, mit
Nein zu votieren. Sie befürchtet,
ein Minarett-Verbot werde im
Ausland auf Unverständnis stossen
und dem Ansehen der Schweiz
schaden. Die Anhänger der
Initiative konnten offenbar mit
einem zum Teil scharf geführten
Abstimmungswahlkampf zuletzt
noch Boden gutmachen.»





«FT Deutschland»: «Handelsnachteile befürchtet»
Die «Financial Times Deutschland» schreibt in ihrer Online-
Ausgabe: «Eine Mehrheit der Schweizer hat überraschend gegen
den Bau von Minaretten zu gestimmt. Für das Verbot macht sich
vor allem die rechtskonservative SVP stark. Regierung und
Wirtschaft befürchten Handelsnachteile, im schlimmsten Fall sogar
Terroranschläge. Die Initiatoren hatten auf Plakaten vor einer
schleichenden Islamisierung der Schweiz gewarnt. Das Egerkinger
Komitee, das die Initiative im Frühjahr 2007 gestartet hatte,
bezeichnete Minarette als Symbol eines islamischen
Machtanspruchs.»

DAS SF BRINGT IN ERSTER JANUARWOCHE: KEINE
NACHTEILE, CH WUNDERBAR





«Al Jazeera»: «Schock für
Muslime in der Schweiz»
«Das Minarett-Verbot gewinnt die
Unterstützung der Schweizer»,
meldet Al Jazeera. Alan Fisher,
Korrespondent des arabischen
Nachrichtensenders, schreibt, dass
es in der Schweiz Befürchtungen
über das Aufkommen des radikalen
Islamismus gebe. Aber: «Die
muslimische Gemeinschaft in der
Schweiz ist grundsätzlich
moderat.» Die Annahme der Anti-
Minarett-Initiative dürfte für die
Muslime in der Schweiz ein
Schock sein, schreibt der Al-
Jazeera-Journalist.





«Al Arabia»: «Verkrampftes
Verhältnis zum Islam»
Auch die arabische Zeitung «Al
Arabia» berichtete prominent über
die Minarett–Abstimmung. Die
Annahme der Intiative sei insofern
erstaunlich, da der Islam die
zweitgrösste Religionsgemeinschaft
der Schweiz sei: Die Schweiz
Bevölkerung habe ein sehr
«verkrampftes Verhältnis» zu den
rund 400`'000 Muslimen in ihrem
Land. Die Zeitung weist auch auf
den Röstigraben hin: Dass die
welschen Kantone – im Gegensatz
zu den Deutschschweizern – die
Initiative grösstenteils ablehnten.





«Izvestia»: «Investitionen werden
abfliessen»
Laut der russischen Zeitung
«Izvestia» könnte das Ja zur
Initiative zu Folge haben, dass
reiche arabische Investoren aus den
Golfstaaten ihre Gelder aus der
Schweiz abziehen könnten.





«Il Tempo»: «anti-islamisches
Referendum»
Das überraschende Resultat der
Anti-Minarett-Initiative war eine
Zeit lang die Top-Story auf der
Webseite der italienischen Zeitung
«Il Tempo». Die Abstimmung
bezeichnet sie als «anti-islamisches
Referendum». Im Bericht nennt «Il
Tempo» Zahlen und Fakten zum
Islam in der Schweiz: Die Muslime
repräsentierten etwa fünf Prozent
der Bevölkerung in der Schweiz. Es
gebe rund 200 Gebetsstätten, aber
nur vier Moscheen mit Minaretten.





«Guardian»: «Abstimmung
nutzte Ängste vor Muslimen
Die Onlineausgabe der britischen
Tageszeitung widmet dem Resultat
eine Topstory. «Rechtsparteien,
angeführt von der nationalistischen
SVP, der grössten Partei des
Landes, haben Minarette als
Symbole des militanten Islamismus
gebrandmarkt», schreibt sie. Und
spannt den Bogen gleich weiter zu
den Anschlägen auf eine Genfer
Moschee von dieser Woche.







«Corriere della Sera»: «Vatikan gegen Initiative»
Der «Corriere della Sera» berichtet nüchtern über den Ausgang
der Abstimmung und betont die Argumente der Minarett-Gegner,
die offensichtlich zum Erfolg geführt hätten. Die National-
Konservativen hätten die Minarette als Symbol islamischer
Macht bezeichnet. Die italienische Zeitung erinnert an die
Position des Vatikans, der eine Ablehnung der Initiative gefordert
hatte. «Ich sehe nicht ein, warum die Religionsfreiheit einer
Minderheit verboten werden soll», wird Antonio Maria Vegliò
zitiert, der im Vatikan zuständig für Migrationsfragen ist.





«Libération»: «Grande surprise»
Die Onlineausgabe der
französischen «Libération» hält
fest: «Les commentateurs de la
TSR ont qualifié ce résultat de
grande surprise car il contredit les
sondages qui prédisaient durant la
campagne un rejet à 53% de la
proposition de la droite populiste.
La droite populiste helvétique a
donc convaincu les Suisses en
accusant les minarets d'être le
symbole apparent d'une
revendication politico-religieuse du
pouvoir, qui remet en cause les
droits fondamentaux.»





«Ansa»: « Ja zu Kirchentürmen, Nein zu Minaretten»
Die italienische Nachrichtenagentur «Ansa» vermeldet erste
Reaktionen aus Italien zur überraschenden Annahme der Anti-
Minarett-Initiative. «Aus der Schweiz kommt ein klares Signal: Ja zu
den Kirchentürmen, Nein zu den Minaretten», sagt Roberto Calderoli,
Lega-Politiker und Minister für Vereinfachungen in der
Gesetzgebung. Das Abstimmunsgergebnis zeige, dass den politischen
und propagandistischen Aspekten des Islams klare Grenzen gesetzt
werden müssten. Italien müsse sich die Schweiz als Vorbild nehmen,
sagt Calderoli.





«Wyborcza»: «Ruhe wichtiger als Religionsfreiheit?
Auch in Polen, wo seit Jahrhunderten die kleine muslimische
Minderheit der Tataren lebt, bewegt das Thema: «Die Schweiz ist
gegen Minarette. Ist die Ruhe wichtiger als die Religionsfreiheit?»,
fragt die Onlineausgabe der zweitgrössten Tageszeitung, der «Gazeta
Wyborcza». Weiter heisst es: «Nicht nur die Regierung war gegen
das Verbot, auch Wirtschaftsvertreter. Diese befürchten, dass es bei
einer Annahme zu Boykotten kommen könnte, wie gegen dänische
Produkte nach der Veröffentlichung der Mohammedkarikaturen.
Laut Amnesty International ist ein Verbot gegen die
Religionsfreiheit; Kirchentürme seien weiterhin erlaubt».





«Jyllands-Posten»: «Nein Danke
zu Minaretten»
Die dänische Zeitung «Jyllands-
Posten» schreibt in einem Artikel
mit dem Titel «Nein Danke zu
Minaretten», dass in der Schweiz
rund 400'000 Muslime lebten.
Diese hätten aber nicht alle den
Wunsch, überhaupt Minarette
bauen zu können. Muslimische
Organisationen hätten darauf
hingewiesen, dass die Initiative
diskriminierend sei, weil ein Verbot
nur für Minarette, nicht aber für
serbisch-orthodoxe Kirchen oder
Sikh-Tempel gelten würde.





«Süddeutsche»: «Eine Katastrophe für die Schweiz»
Die gestrige Abstimmung schafft es in der «Süddeutschen Zeitung»
auf die Titelseite. In einem Kommentar zeigt sich die Zeitung
besorgt: Das «Wut-und-Frust-Votum» sei eine «Katastrophe für die
Schweiz». Nirgends in Europa gebe es ein solches Bauverbot, zudem
verstosse die Vorlage gegen die Religionsfreiheit und das
Diskriminierungsverbot.«Das ist besonders traurig für ein Land, das
auf den Ausgleich der Interessen angewiesen ist, das Kulturräume,
Sprachen und Mentalitäten vereint, die einander beleben». Den
Grund für das klare Votum ortet die «Süddeutsche» mit den
Ereignissen des laufenden Jahres: Ende des Bankgeheimnisses und
Libyenaffäre. Fazit: «Das ‹Ausland› steht nicht hoch im Kurs in der
Schweiz».





«FAZ»: «Protest gegen die vielen Ausländer»
Auch die «Frankfurter Allgemeine Zeitung» schaut erstaunt in
Richtung Schweiz. Die SVP fühle sich nun in ihrer
«fremdenfeindlichen Politik» bestätigt, ein Erfolg für Christoph
Blocher zu, der als Chefstratege in Hintergrund weiterhin die Fäden
ziehe. Dass es so weit kommen konnte, ist für die «FAZ» auch die
Schuld der Initiativgegner: «Zu lange hatten diese die Augen davor
verschlossen, dass das beantragte Verbot nur das Symbol einer
offenbar tiefstitzenden Furcht vor einer ‹schleichenden Islamisierung›
des Landes darstellte». Die Zeitung glaubt, dass das Ergebnis letztlich
ein Votum breiter Bevölkerungskreise gegen die vielen Ausländer in
der Schweiz ist.



• Vorwärts, weiter nach rechts, 6.12.2009. Artikel in der

Süddeutschen: „Die Schweizer Rechte bläst zur koservativen

Revolution. Die Sieger des Minarett-Entscheids wollen nun die

ganze Schweiz umkrempeln.“

• Weltwoche, 42/2009: Alice Schwarzer: „Wir müssen handeln.

Die gezielte Unterwanderung muslimischer Gemeinschaften

durch Islamisten muss gestoppt werden.“

• 2.12.2009: NZZ. Das System SVP funktioniert. Die Partei

besetzt wieder erfolgreich das Ausländerthema

• 2.12.2009: Ein weibliches Ja, Süddeutsche

• 2.12.2009: Süddeutsche: Protestnote gegen antiaufklärerischen

Einfluss des Islams in Europa und in der Schweiz? Wo bleibt der

Protest, die Rechte einer religiösen Minderheit zu beschneiden

und Bürger 2. Klasse zu konstruieren?



Denkschablonen im Nachfeld

• „Diktat der Richter“

• „Die Gewalt des fremden Rechts“

• „Fremde Richter“

• „Die Schweiz hat ein Problem mit ihrem

Rechtsstaat“



Andere Bilder



Die Macht der Bilder: Ruedi Baur und Regula
Stämpfli
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